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Rechtssatz 

Es ist für die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten für sich genommen nicht ausreichend, wenn 
der asylwerbende Fremde, der angegeben hat, dass er keine Waffe tragen und keine Menschen töten wolle 
- Gründe, warum er den Militärdienst nicht ableisten möchte, ins Treffen führt, die Ausdruck einer 
politischen oder religiösen Gesinnung sein können. Nach der Rechtsprechung müssen nämlich, damit der 
Status des Asylberechtigten zuerkannt werden kann, die Verfolgungshandlungen aus asylrechtlich 
relevanten Gesichtspunkten drohen. Dass die begründete Furcht einer Person vor Verfolgung in kausalem 
Zusammenhang mit einem oder mehreren Konventionsgründen stehen muss, ergibt sich schon aus der 
Definition des Flüchtlingsbegriffs in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK, wonach als Flüchtling im Sinn dieses 
Abkommens anzusehen ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, "aus Gründen" (Englisch: "for reasons 
of"; Französisch: "du fait de") der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes 
befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses 
Landes zu bedienen. 
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